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Stellungnahme der 

Österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (ÖAR), Dachorganisation der Behindertenverbände Österreichs,
zum Entwurf eines Bundesgesetzes,
mit dem das Einkommensteuergesetz 1988, das Körperschaftsteuergesetz

1988, das Stabilitätsabgabegesetz, das Umgründungssteuergesetz, das Umsatzsteuergesetz 1994, das Gebührengesetz 1957, das Kapitalverkehrsteuergesetz, das Versicherungssteuergesetz 1953, das Kraftfahrzeugsteuergesetz 1992, das Flugabgabegesetz, das Normverbrauchsabgabegesetz 1991, das Alkoholsteuergesetz, das Schaumweinsteuergesetz 1995, das Tabaksteuergesetz 1995, das Glücksspielgesetz, die Bundesabgabenordnung, das Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz 2010, das Finanzstrafgesetz, das Bundesfinanzgerichtsgesetz, das Bankwesengesetz, das Börsegesetz 1989, das Versicherungsaufsichtsgesetz das GmbH-Gesetz, das Notariatstarifgesetz sowie das Rechtsanwaltstarifgesetz geändert werden und der Abschnitt VIII des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 325/1986 aufgehoben wird

(Abgabenänderungsgesetz 2014 – AbgÄG 2014)
BMF-010000/0001-VI/1/2014

Die ÖAR erlaubt sich, zu dem oben angeführten Entwurf folgende Stellungnahme abzugeben:

Ad Artikel 12

§ 6 Abs. 2 bis 5:

Die ÖAR weist darauf hin, dass viele Menschen mit Behinderungen behinderungsbedingt auf die Benutzung großer und schwerer Fahrzeuge angewiesen sind. Dies deshalb, da eventuell Rollstuhlverladesysteme installiert sind, oder die Mitnahme größerer Hilfsmittel wie z.B. ein Rollstuhl notwendig ist. Da davon auszugehen ist, dass diese Fahrzeuge einen höheren CO2-Ausstoß haben, Menschen mit Behinderungen aber keine Wahl- bzw. Ausweichmöglichkeit haben, werden sie durch die geplante Neuregelung mit wesentlich höheren finanziellen Belastungen konfrontiert.
Mit dem Budgetbegleitgesetz 2011 wurde seinerzeit die Rückerstattung der NoVA für Menschen mit Behinderungen ersatzlos gestrichen. Als Ausgleich dafür wurde der monatliche „Freibetrag für Gehbehinderte“, die zur Fortbewegung ein eigenes Kraftfahrzeug benutzten, von 153 Euro auf 190 Euro angehoben. Diese Erhöhung kann jedoch nicht die erhöhten Kosten abdecken. Überdies besteht diese Möglichkeit nur für jene Personen, die über ein entsprechendes Einkommen verfügen.
Um Menschen mit Behinderungen die Teilhabe an der Gesellschaft nicht zu erschweren bzw. zu verunmöglichen, ersucht die ÖAR, eine Möglichkeit vorzusehen, die behinderungsbedingt entstandenen finanziellen Verluste auszugleichen.
Dies könnte beispielsweise dadurch erfolgen, dass die Rückerstattung der NoVA für jene Menschen, die zur Mobilität auf den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges angewiesen sind, wieder eingeführt wird.
Anzudenken wäre auch, den Freibetrag für Menschen mit einer Gehbehinderung im Ausmaß der erhöhten Normverbrauchsabgabe anzuheben.
In diesem Fall müsste jedoch auch für Personen, die keiner Lohnsteuerpflicht unterliegen, ein Ausgleich in Form einer Negativsteuer vorgesehen werden.
Wien, am 22.1.2014
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